
  

   

 

Aktuelle Informationen für das Personalbüro 
 

Oktober 2020 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

wenn Arbeitnehmer ihren Firmenwagen pandemiebe-

dingt nicht mehr bewegen, weil sie im Homeoffice ar-

beiten, stellt sich die Frage nach der Besteuerung des 

geldwerten Vorteils. Wir beleuchten die Problematik an-

hand von zwei Fallgestaltungen. Außerdem befassen 

wir uns mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz bei der 

Mahlzeitengewährung an Arbeitnehmer. Im Steuer-

tipp gehen wir der Frage nach, wann Outplacement-

Beratungsleistungen zu Arbeitslohn führen und wann 

nicht. 

 
HOMEOFFICE  
Wie wirkt sich die Corona-Pandemie auf die Firmen-
wagenbesteuerung aus? 
 

Zurzeit herrscht in der Praxis Unsicherheit über die Be-

steuerung des geldwerten Vorteils aus einer Firmen-

wagenüberlassung für Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte. Denn wegen der Corona-Pande-

mie führen viele Arbeitnehmer aufgrund einer Tätigkeit 

im Homeoffice nur wenige oder gar keine solchen Fahr-

ten mehr durch. Hier ist zwischen den folgenden Fallge-

staltungen zu differenzieren: 

Beispiel: Der Arbeitgeber stellt seinem Arbeitnehmer 

für Privatfahrten und Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte einen Firmenwagen zur Verfü-

gung. Wegen der Corona-Pandemie ist der Arbeitneh-

mer im September 2020 weit überwiegend im Home-

office tätig gewesen und nur alle 14 Tage zu seiner ers-

ten Tätigkeitsstätte gefahren (zwei Fahrten im Monat). 

Neben der Anwendung der 1-%-Regelung für die Privat-

fahrten ist für die Fahrten zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte der geldwerte Vorteil auch im Septem-

ber 2020 nach der 0,03-%-Regelung zu berechnen. Ein 

Wechsel zwischen der 0,03-%-Monatspauschale und 

der 0,002-%-Tagespauschale während des Kalender-

jahres ist nicht zulässig. 

Abwandlung: Aufgrund von Kurzarbeit ist der Betrieb im 

September 2020 geschlossen. Fahrten des Arbeitneh-

mers zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ha-

ben nicht stattgefunden. 

Neben der Anwendung der 1-%-Regelung für die Privat-

fahrten ist im September 2020 kein geldwerter Vorteil für 

die Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-

stätte anzusetzen. Denn der Arbeitnehmer hat den Fir-

menwagen für einen vollen Kalendermonat nicht für 

Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 

genutzt. 

Hinweis: Hier liegt eine Vergleichbarkeit mit den beson-

deren Sachverhalten Krankheit, Urlaub, Fortbildungs-

veranstaltung und Auslandsabordnung vor. 

 
WERBUNGSKOSTEN  
Aufwendungen für eine Erstausbildung sind nicht 
abziehbar 
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Aufwendungen für eine Berufsausbildung oder ein Stu-

dium sind nach geltendem Recht nur dann Werbungs-

kosten, wenn  

 zuvor bereits eine Erstausbildung (Berufsausbil-

dung/Studium) abgeschlossen wurde oder  

 die Berufsausbildung/das Studium im Rahmen eines 

Dienstverhältnisses stattfindet.  

Damit können Aufwendungen für die erstmalige Berufs-

ausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine 

Erstausbildung vermittelt, außerhalb eines Dienstver-

hältnisses nicht als Werbungskosten abgesetzt wer-

den. Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) verstößt dies nicht gegen das Grundgesetz. 

Beim Bundesfinanzhof war eine Vielzahl von Revisio-

nen zu dieser Rechtsfrage anhängig. Diese werden 

nunmehr entsprechend den Vorgaben des BVerfG als 

unbegründet verworfen. 

 
ABFINDUNG  
Besteuerungsrecht bei Arbeitsverhältnis im In- und 
Ausland 
 

Bis einschließlich 31.12.2016 gezahlte Abfindungen 

wurden grundsätzlich im Ansässigkeitsstaat des Ar-

beitnehmers besteuert. Bis zu diesem Zeitpunkt stellten 

Abfindungen nach den Doppelbesteuerungsabkommen 

(DBA) kein zusätzliches Entgelt für die frühere Tätigkeit 

dar. 

Seit dem 01.01.2017 hat sich die Rechtslage jedoch 

aufgrund einer in das nationale Einkommensteuerrecht 

eingefügten Fiktion geändert. Danach gelten Abfindun-

gen als für die frühere Tätigkeit geleistetes Entgelt. 

Dadurch wird der Zusammenhang von Abfindung und 

früherer Tätigkeit wiederhergestellt, so dass dem Tätig-

keitsstaat das Besteuerungsrecht für die dort erbrachte 

Arbeit zusteht. Soweit das Beschäftigungsverhältnis in 

verschiedenen Staaten ausgeübt wurde, ist daher seit 

2017 hinsichtlich des Besteuerungsrechts des jeweili-

gen Tätigkeitsstaats eine zeitanteilige Aufteilung vorzu-

nehmen. Die Aufteilung ist anteilig nach den im jeweili-

gen Zeitraum erzielten Einkünften vorzunehmen. 

Das Finanzgericht Hessen hat die Anwendung dieser 

Neuregelung in einem Streitfall bestätigt, in dem der 

Kläger im Jahr 2017 eine Abfindung in Höhe von 

2.999.000 € von seiner Arbeitgeberin erhalten hatte. 

Sein Arbeitsverhältnis war zum 31.12.2016 beendet 

worden. 

Hinweis: Trifft ein DBA für Abfindungen, die anlässlich 

der Beendigung eines Dienstverhältnisses gezahlt wer-

den, ausdrücklich eine abweichende Regelung, ist na-

türlich die abweichende Regelung anzuwenden. 

 
ZUKUNFTSSICHERUNG  
Beiträge an österreichische Vorsorgekasse führen 
zu Arbeitslohn 
 

Von einem österreichischen Arbeitgeber nach österrei-

chischem Recht für seine Arbeitnehmer geleistete Bei-

träge an eine betriebliche Vorsorgekasse sind nach 

deutschem Recht zugeflossener Arbeitslohn. Diese Bei-

träge sind in Deutschland nur dann steuerfrei, wenn sie 

für eine dem deutschen Sozialversicherungssystem 

vergleichbare Zukunftssicherung geleistet werden. So 

lässt sich eine aktuelle Entscheidung des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zusammenfassen. Nach Ansicht des BFH 

sind Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssiche-

rung des Arbeitnehmers nur steuerfrei, soweit der Ar-

beitgeber dazu  

 nach sozialversicherungsrechtlichen oder anderen 

gesetzlichen Vorschriften oder  

 nach einer auf gesetzlicher Ermächtigung beruhen-

den Bestimmung  

verpflichtet ist. Das gilt auch, wenn die Verpflichtung auf 

ausländischen Gesetzen beruht. 

Unstreitig ist, dass zur Zukunftssicherung auch Ausga-

ben gehören, die geleistet werden, um den Begünstig-

ten für den Fall der Arbeitslosigkeit abzusichern. Da-

her zählen auch die Beitragsanteile des Arbeitgebers 

am Gesamtsozialversicherungsbeitrag, soweit sie die 

Arbeitslosenversicherung betreffen, zu den Zukunftssi-

cherungsleistungen. Ebenso können aufgrund gesetzli-

cher Vorschriften zu erbringende Arbeitgeberleistungen 

zur Abdeckung oder Überbrückung der Folgen des Ar-

beitsplatzverlusts steuerfrei sein. Maßgeblich ist allein, 

ob der Arbeitgeber materiell-gesetzlich zur Beitragsleis-

tung verpflichtet ist. 

 
UMSATZSTEUER  
Ermäßigter Steuersatz bei Mahlzeitengewährung an 
Arbeitnehmer 
 

In Zeiten von Corona gilt der ermäßigte Umsatzsteuer-

satz ausnahmsweise auch für Restaurant- und Verpfle-

gungsdienstleistungen. Im Zeitraum 01.07.2020 bis 

31.12.2020 beträgt er 5 % und 7 % im Zeitraum 

01.01.2021 bis 30.06.2021. Danach gilt - vorbehaltlich 

einer weiteren gesetzlichen Regelung - wieder der all-

gemeine Steuersatz von 19 %. Der ermäßigte Umsatz-

steuersatz gilt erfreulicherweise auch bei einer Mahlzei-

tenabgabe des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer. 

Beispiel: Der Arbeitgeber stellt dem Arbeitnehmer im 

Oktober 2020 insgesamt 20 Mittagessen unentgeltlich 

zur Verfügung. Der amtliche Sachbezugswert von 

3,40 € je Mahlzeit kann als Bemessungsgrundlage für 

die Berechnung der Umsatzsteuer herangezogen wer-

den. Dabei handelt es sich um einen Bruttobetrag. Die 

darin enthaltene Umsatzsteuer muss daher bei einem 

Steuersatz von 5 % mit 5/105 herausgerechnet werden. 

Sachbezugswert je Mahlzeit 

Bruttobetrag 3,40 € 

Umsatzsteuer 5/105 0,16 € 



Aktuelle Informationen für das Personalbüro 10/20, Seite 3 

 
Bemessungsgrundlage (Umsatzsteuer) 3,24 € 

Für 20 Mahlzeiten im Monat Oktober 2020 ergibt sich 

somit eine Bemessungsgrundlage von insgesamt 

(3,24 € x 20 =) 64,80 € und bei einem Steuersatz von 

5 % eine Umsatzsteuer von insgesamt 3,24 €. 

 
BILLIGKEITSREGELUNG  
Wie werden bundesweite Schulprojekte lohnsteuer-
lich behandelt? 
 

In verschiedenen Bundesländern haben bereits mehr-

fach Schulprojekte wie „Dein Tag für Afrika“ oder „Der 

soziale Tag“ stattgefunden. Die Schülerinnen und Schü-

ler arbeiten im Rahmen der Projekte einen Tag lang in 

Unternehmen oder Privathaushalten. Der erarbeitete 

Lohn wird im Einvernehmen mit den Schülerinnen und 

Schülern und den Arbeitgebern an die jeweilige Organi-

sation gespendet. Das Finanzministerium Sachsen-An-

halt weist dazu auf Folgendes hin: 

Wegen der Besonderheit der Projekte und vor dem Hin-

tergrund, dass keine steuerlichen Auswirkungen zu er-

warten sind, beanstandet die Finanzverwaltung es nicht, 

wenn vom Lohnsteuerabzug durch den Arbeitgeber ab-

gesehen wird. Bei Privatleuten kann darüber hinaus 

auch auf das Führen eines Lohnkontos verzichtet wer-

den, weil bei ihnen kein Betriebsausgabenabzug in Be-

tracht kommt. Die Vergütungen sind hierbei von den Ar-

beitgebern direkt an den jeweiligen Projektträger zu 

überweisen. 

Spendenbescheinigungen über die überwiesenen Be-

träge dürfen nicht ausgestellt werden. 

Für eventuell durchzuführende Einkommensteuerver-

anlagungen der Schülerinnen und Schüler gilt Folgen-

des: Die im Rahmen der Projekte gespendeten Arbeits-

löhne können bei der Feststellung des steuerpflichtigen 

Arbeitslohns außer Ansatz bleiben. 

 
FIRMENWAGEN  
Kein Werbungskostenabzug für Eigenleistungen 
des Arbeitnehmers 
 

Für die Nutzung eines Firmenwagens zu privaten Fahr-

ten und zu Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-

tigkeitsstätte kann der Arbeitnehmer ein Nutzungsent-

gelt an den Arbeitgeber zahlen. Dies mindert den Wert 

des geldwerten Vorteils aus der Nutzungsüberlassung. 

Nichts anderes gilt, wenn der Arbeitnehmer im Rahmen 

der privaten Nutzung einzelne (individuelle) Kosten des 

betrieblichen Pkw trägt. 

Übersteigen die Eigenleistungen des Arbeitnehmers 

den privaten Nutzungsvorteil, führt der übersteigende 

Betrag weder zu negativem Arbeitslohn noch zu Wer-

bungskosten. Dies gilt nach der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs (BFH) sowohl bei Anwendung der 

Fahrtenbuchmethode als auch der 1-%-Regelung. 

In einem neuen Streitfall hatte der Arbeitnehmer wegen 

eines „Mitarbeiteranteils“ an den vom Arbeitgeber ge-

zahlten Kfz-Kosten auf einen Teil seines Bruttolohns 

verzichtet. Sein Anstellungsvertrag war zu diesem 

Zweck geändert worden. Der BFH hat bestätigt, dass 

die vorstehenden Grundsätze mangels tatsächlicher 

Aufwendungen auch in diesem Fall gelten.  

 
UNTERKUNFT  
Vorab entstandene Werbungskosten bei doppelter 
Haushaltsführung 

Notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitneh-

mer wegen einer beruflich veranlassten doppelten 

Haushaltsführung entstehen, sind Werbungskosten. 

Eine doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn der Ar-

beitnehmer außerhalb des Orts seiner ersten Tätigkeits-

stätte einen eigenen Hausstand unterhält und auch am 

Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnt. Als Unterkunfts- 

kosten für eine doppelte Haushaltsführung können im 

Inland die tatsächlichen Aufwendungen für die Nutzung 

der Unterkunft angesetzt werden, höchstens jedoch 

1.000 € im Monat. 

Aufwendungen für eine Wohnung können laut Bundes-

finanzhof (BFH) gegebenenfalls auch als vorab entstan-

dene Werbungskosten einer doppelten Haushaltsfüh-

rung abziehbar sein. Das setzt allerdings voraus, dass 

der Arbeitnehmer endgültig den Entschluss gefasst 

hat, die Wohnung zukünftig im Rahmen einer steuerlich 

anzuerkennenden doppelten Haushaltsführung zu nut-

zen. Ob dies der Fall ist, ist aufgrund einer Gesamtwür-

digung der objektiven Umstände des Einzelfalls zu ent-

scheiden.  

Der BFH hat jedoch klargestellt, dass Aufwendungen für 

eine (Zweit-)Wohnung als Kosten der Lebensführung 

grundsätzlich auch weiterhin nicht beruflich veranlasst 

sind. Mietet ein Arbeitnehmer daher eine Wohnung an, 

ohne dass die Voraussetzungen einer doppelten Haus-

haltsführung erfüllt sind, kann er die Aufwendungen so-

mit grundsätzlich nicht „ersatzweise“ als allgemeine Le-

benshaltungskosten abziehen. 

 
VERANLAGUNG  
Wenn die Steuererklärung beim falschen Finanzamt 
abgegeben wird 
 

Die Frist für die Abgabe einer Einkommensteuererklä-

rung im Rahmen einer Antragsveranlagung zur Ein-

kommensteuer beträgt vier Jahre. Fällt das Jahresende 

auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feier-

tag, endet die Frist erst mit Ablauf des nächstfolgenden 

Werktags. Der Bundesfinanzhof hat klargestellt: Die Ab-

gabefrist ist nur dann gewahrt, wenn die Einkommen-

steuererklärung bis zum Ablauf der Vierjahresfrist (24 

Uhr) beim zuständigen Finanzamt eingeht und zudem 

vom Arbeitnehmer eigenhändig unterschrieben ist. Die 

Abgabefrist ist damit nicht gewahrt, wenn die Einkom-

mensteuererklärung bei einem für den Arbeitnehmer 

nicht zuständigen Finanzamt eingereicht wird. Die uner-

freuliche Konsequenz:
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Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 

Die durch die Antragsveranlagung erhoffte Steuerer-

stattung wird wegen der Fristversäumnis nicht gewährt. 

 
STEUERTIPP  
Steuerliche Behandlung von Outplacement-Bera-
tungsleistungen 
 

Rückwirkend ab dem 01.01.2019 hatte der Gesetzgeber 

bekanntlich  

 Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers für Maß-

nahmen nach § 82 Absatz 1 und 2 Sozialgesetzbuch 

III sowie  

 Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der 

Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des Ar-

beitnehmers dienen,  

ausdrücklich steuerfrei gestellt. Die Weiterbildung darf 

jedoch keinen überwiegenden Belohnungscharakter ha-

ben. 

In der Praxis herrscht Unsicherheit, inwieweit Outplace-

ment-Beratungsleistungen des Arbeitgebers (das sind 

freiwillige Leistungen des Arbeitgebers für entlassene 

Mitarbeiter) unter die Steuerbefreiung fallen. Hierzu hat 

die Finanzverwaltung klargestellt: 

 Eine Outplacement-Beratung erfolgt nicht aus einem 

überwiegend eigenbetrieblichen Interesse und führt 

bei Arbeitnehmern im Grundsatz zu Arbeitslohn, der 

jedoch steuerfrei sein kann. 

 Sind Arbeitnehmer erst nach Abschluss eines Auf-

hebungsvertrags zur Teilnahme an Bestandteilen ei-

ner Outplacement-Beratung berechtigt, fließt ihnen 

keine einheitliche Leistung zu. Insoweit ist für jede 

Teilleistung separat zu beurteilen, ob die Tatbe-

stände der Steuerbefreiung erfüllt sind. 

 Eine separat zu beurteilende Leistung mit Schwer-

punkt „Perspektivenberatung“, erfüllt nicht die Vo-

raussetzungen der Steuerbefreiung. Denn sie stellt 

keine Weiterbildungsleistung dar, die der Verbesse-

rung der Beschäftigungsfähigkeit des Arbeitneh-

mers dient. Die Zuwendung ist als steuerpflichtiger 

Arbeitslohn zu behandeln. 

 Eine separat zu beurteilende Leistung mit Schwer-

punkt „Steuer- und Sozialversicherungsrechtliche 

Beratung“ erfüllt nicht die Voraussetzungen der 

Steuerbefreiung. 

 Auch eine separat zu beurteilende Leistung mit 

Schwerpunkt „Marktvorbereitung“ erfüllt nicht die 

Voraussetzungen der Steuerbefreiung. 

 Eine separat zu beurteilende Leistung mit Schwer-

punkt „Vermarktung/Neuplatzierung“ des Arbeitneh-

mers erfüllt ebenfalls nicht die Voraussetzungen der 

Steuerbefreiung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


